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Grenzbelastungen im Länderfinanzausgleich 

Ein wesentliches Ziel der Reform des Länderfinanzausgleichs zum 1.1.2005 

war die Absenkung der Grenzbelastungen. Die folgenden Überlegungen zeigen, 

dass dieses Ziel nicht erreicht wurde. 

1. Grenzbelastungen bezogen auf eine Erhöhung der „Finanzkraft” 

Ausgangspunkt der Überlegungen sind die LFA-Tarife 2004 und 2005 (vgl. Ab-

bildung 1). Sie beantworten unter anderem die Frage, wie sich die Finanzkraft 

nach Länderfinanzausgleich, aber vor Bundesergänzungszuweisungen verän-

dert, wenn die Finanzkraft eines Landes (in vH der Ausgleichsmesszahl) um 

einen Euro steigt. Die Empfängerländer verlieren in diesem Fall nach dem al-
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ten Tarif 2004 bis zu 100% der zusätzlichen Finanzkraft durch sinkende Aus-

gleichszuweisungen, während die Zahlerländer bis zu 80% der zusätzlichen 

Finanzkraft durch wachsende Ausgleichsbeiträge einbüßen. Nach dem neuen 

Tarif 2005 liegen die entsprechenden Grenzbelastungen bei maximal 75%. 

Im Gegensatz zum Tarif 2005 stellt der asymmetrische Tarif 2004 nicht sicher, 

dass die Ausgleichszuweisungen den Ausgleichszahlungen entsprechen. Im 

Bedarfsfall werden die Ausgleichszahlungen proportional gesenkt oder erhöht, 

so dass die effektiven Grenzbelastungen der Zahlerländer auch über 80% lie-

gen können. 

Allgemein gilt für die Veränderung der Ausgleichszuweisungen (
 
� AZ ) im Falle 

einer Veränderung der Finanzkraft (
 
�FK ): 

(1) 
 
� AZ = � t � FK  

mit t für die marginale Auffüllungs- bzw. Abschöpfungsquote im Länderfinanz-

ausgleich. Sie gibt an, wie viel von einem Euro an zusätzlicher originärer Fi-

nanzkraft durch sinkende Ausgleichszahlungen oder steigende Ausgleichsbei-

träge im Länderfinanzausgleich aufgezehrt wird. Für die Zahlerländer im Län-

derfinanzausgleich ist nur dieser Effekt relevant. 

Neben den Ausgleichszahlungen unter den Ländern sind bei den Empfänger-

ländern auch die Rückwirkungen auf die Bundesergänzungszuweisungen ein-

zurechnen. Finanzschwache Länder, die Fehlbetrags-Bundesergänzungszuwei-

sungen erhalten, verlieren Ansprüche darauf, wenn ihre Finanzkraft steigt. 

Die Bundesergänzungszuweisungen beziehen sich auf die Finanzkraft nach ho-

rizontalem Länderfinanzausgleich, also auf die Summe aus Finanzkraft vor 

Länderfinanzausgleich und Ausgleichszuweisungen. In der Marginalbetrach-

tung gilt für die Finanzkraft nach horizontalem Länderfinanzausgleich (
 
�FK’ ): 

(2)  � FK’ = � FK + � AZ = (1 � t) � FK  

Somit variieren die Bundesergänzungszuweisungen (BEZ) im Falle einer Ver-

änderung der Finanzkraft gemäß: 

(3)  � BEZ = � b � FK’ = � b (1 � t) � FK  

mit b für die marginale Fehlbetrags-Ausgleichsquote. 
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Die Veränderungen der Ausgleichs- und Bundesergänzungszuweisungen sum-

mieren sich zu: 

(4) 
 
� BEZ + � AZ = � t + b (1 � t)�

�
�
� � FK  

Der Faktor in der eckigen Klammer der Gleichung (4) ist die Grenzbelastungs-

quote (q) der Empfängerländer: 

(5)  q = t + b (1 � t) 

Sie gibt an, wie viel von einem Euro an zusätzlicher originärer Finanzkraft bei 

den finanzschwachen Ländern durch sinkende Ausgleichs- und Bundesergän-

zungszuweisungen im Finanzausgleich wieder verloren geht. 

 Abb. 2 
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Bis 2004 erhalten alle unterdurchschnittlich finanzstarken Länder Fehlbetrags-

Bundesergänzungszuweisungen in Höhe von 90% der zum Durchschnitt feh-

lenden Finanzkraft. Daher gilt für die maximale Grenzbelastungsquote der 

Empfängerländer: 

(6) 
 
qmax

04
= 1 + 0,9 (1 � 1) = 1  

Ab 2005 erhalten „nur noch” Länder mit einer Finanzkraft unter 99,5% des 

Länderdurchschnitts Fehlbetrags-Bundesergänzungszuweisungen. Die Lücke 

zum 99,5%-Niveau wird auch nur noch zu 77,5% geschlossen. Daher gilt nach 

dem Tarif 2005 für die maximale Grenzbelastungsquote der Empfängerländer: 

(7) 
 
qmax

05
= 0,75 + 0,775 (1 � 0,75) � 0,944  

Die Berücksichtigung der wegfallenden Bundesergänzungszuweisungen erhöht 

die maximale Grenzbelastung bezogen auf die zusätzliche Finanzkraft nach 

dem Tarif 2004 nicht über 100%. Nach dem Tarif 2005 steigt die maximale 

Grenzbelastung bei den Empfängerländern aber von 75% auf ca. 94,4% (vgl. 

Abbildung 2). 

Als Zwischenergebnis lässt sich daher festhalten, dass der intendierte Abbau 

der Grenzbelastungen bezogen auf die im Länderfinanzausgleich angesetzte 

Finanzkraft tendenziell gelungen erscheint, wenngleich das Ausmaß der Re-

duktion mit ca. 5 bis 6 Prozentpunkten sowohl bei den besonders reichen, als 

auch den besonders armen Ländern eher bescheiden ausgefallen ist. 

2. Grenzbelastungen bezogen auf eine Erhöhung der Einnahmen  

aus der Lohnsteuer 

Das Bild ändert sich gravierend, wenn man die Grenzbelastungen nicht auf die 

Finanzkraft nach den Maßstäben des Finanzausgleichsgesetzes bezieht, son-

dern auf die Steuerkraft der Länder. Als Beispiel dient hierbei eine Erhöhung 

des Lohnsteueraufkommens um einen Euro. Von diesem Euro erhalten der 

Bund und das Land jeweils 42,5 Cent sowie die Gemeinden 15 Cent. 

Die an die Gemeinden fließende Lohnsteuer wird im Länderfinanzausgleich teil-

weise – nach Maßgabe der Einbeziehungsquote e – als Finanzkraft des Landes 

gewertet. Daher gilt für die im Länderfinanzausgleich gemessene Veränderung 

der Finanzkraft des Landes bei einer Variation der Lohnsteuer (
 
�LSt ): 

(8) 
 
� FK = 0,425 + 0,15 e�

�
�
� � LSt  
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Bezogen auf die zusätzlichen Lohnsteuereinnahmen, die dem Landeshaushalt 

tatsächlich zufließen (
 
�LStL ), folgt daraus: 

(9) 
 
� FK = 1 + (0,15 /0,425) e�

�
�
� � LStL  

Die im Länderfinanzausgleich gemessene Veränderung der Finanzkraft beläuft 

sich also auf ein Vielfaches der zusätzlichen Einnahmen eines Landes aus sei-

nem Anteil an der Lohnsteuer. Der Faktor in der eckigen Klammer erhöht pro-

portional die Grenzbelastung, die bezogen auf die Lohnsteuereinnahmen des 

Landes relevant ist. 

 Abb. 3 

Bis 2004 wurde die Finanzkraft der Gemeinden zu 50% im Länderfinanzaus-

gleich angerechnet, so dass sich der Proportionalitätsfaktor auf ca. 1,176 be-

lief. Daraus folgt, dass eine Erhöhung des Länderanteils an der Lohnsteuer um 
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einen Euro bei den Empfängerländern des Länderfinanzausgleichs einer maxi-

malen Grenzbelastung von ca. 117,6% unterlag. Auch bei den Zahlerländern 

ergab sich in der Spitze eine hohe Grenzbelastung von ca. 94,1% (vgl. Abbil-

dung 3). 

Ab 2005 erhöht sich die Einbeziehungsquote für die Gemeindesteuerkraft auf 

64% und der Proportionalitätsfaktor auf ca. 1,226. Dadurch wird der Vorteil 

des neuen LFA-Tarifs hinsichtlich der Grenzbelastungen weitgehend kompen-

siert. Eine Erhöhung des Länderanteils an der Lohnsteuer um einen Euro un-

terliegt bei den Empfängerländern nunmehr einer maximalen Grenzbelastung 

von ca. 115,7%. Bei den Zahlerländern resultiert in der Spitze eine Grenzbe-

lastung von ca. 91,9% (vgl. Abbildung 3). Verändert hat sich mithin an den 

problematischen Anreizeffekten des Gesamtsystems so gut wie nichts. 

3. Fazit 

Ein wesentliches Ziel der Reform des Länderfinanzausgleichs 2005 war die Er-

höhung der Anreizeffekte. Die Länder sollten von einer Erhöhung ihrer Steuer-

kraft merklich profitieren. Dieses Ziel wurde nicht erreicht. Der neue LFA-Tarif 

täuscht eine Verbesserung vor, die von der verstärkten Einbeziehung der Ge-

meindesteuern in die Berechnung der Finanzkraft der Länder weitgehend kon-

terkariert wird. 

An diesem Befund ändert das mit der Reform 2005 eingeführte „Prämienmo-

dell” wenig. Die Länder dürfen seither im Falle überdurchschnittlich wachsen-

der originärer Steuereinnahmen je Einwohner 12% des über dem Durchschnitt 

liegenden Betrages von ihrer Finanzkraft abziehen. Die daraus resultierenden 

Wirkungen sind äußerst intransparent, quantitativ unbedeutend und können 

sogar in die falsche Richtung gehen. Zielführende Verhaltensänderungen der 

landespolitischen Entscheidungsträger sind davon nicht zu erwarten. 

Insgesamt kann die letzte Umstellung des Länderfinanzausgleichs ohne Über-

treibung als Mogelpackung bezeichnet werden. Dass die zweite Stufe der „Fö-

deralismusreform” eine substanzielle Verbesserung mit sich bringt, ist zwar zu 

hoffen, angesichts der von kurzfristigen fiskalischen Interessen geleiteten Poli-

tik der Landesregierungen aber nicht ohne weiteres zu erwarten. 

 

Prof. Dr. Wolfgang Scherf 
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